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schuldigten und den Angeklagten zu beraten. Er hat zur Auf­
klärung der Straftat alle entlastenden oder die Verantwort­
lichkeit mindernden Umstände vorzutragen und dem 
Beschuldigten oder dem Angeklagten die erforderliche Un­
terstützung zur Wahrnehmung seiner Rechte zu gewähren.

(2) Der Verteidiger soll bei der Auswertung von Strafver­
fahren, der Erziehung des Verurteilten und der Eingliederung, 
entlassener Strafgefangener in das gesellschaftliche Leben 
mitwirken.

§ 1 7
Stellung des Geschädigten

(1) Jeder durch eine Straftat Geschädigte hat das Recht, die 
Strafverfolgung zu verlangen und am Strafverfahren mit­
zuwirken. Er ist insbesondere berechtigt,
— Schadensersatzansprüche geltend zu machen;
— Beweisanträge zu stellen;
— von abschließenden Entscheidungen unterrichtet zu wer­

den;
Beschwerde einzulegen.

(2) Dem Geschädigten gleichgestellt sind Rechtsträger so­
zialistischen Eigentums, auf die kraft Gesetzes oder Vertrages 
Schadensersatzansprüche des Geschädigten übergegangen 
sind.

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­
organe sind verpflichtet, mit der strafrechtlichen Verantwort­
lichkeit den entstandenen Schaden festzustellen. Sie haben 
den Geschädigten auf seine Rechte hinzuweisen und ihn bei 
ihrer Verwirklichung zu unterstützen. Der Geschädigte kann 
sich zur Geltendmachung seines Schadensersatzanspruches 
eines Rechtsanwalts bedienen. Von abschließenden Entschei­
dungen ist der Geschädigte zu unterrichten. Er ist auch über 
die Zulässigkeit der Beschwerde zu belehren.

§18
Zusammenarbeit mit anderen Staatsorganen, 

Wirtschaftsorganen,
Ausschüssen der Nationalen Front 

und gesellschaftlichen Organisationen

(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­
organe haben mit den Volksvertretungen, den Organen der 
Arbeiter-und-Bauern-Inspektion, den anderen Staatsorganen, 
den Wirtschaftsorganen, den gesellschaftlichen Organisationen 
und den Ausschüssen der Nationalen Front in ihrem 
Bereich eng zusammenzuarbeiten. Die Zusammenarbeit dient 
der Mobilisierung aller gesellschaftlichen Kräfte für den 
Kampf gegen Straftaten, der Auswertung der sich aus Straf­
verfahren und der Analyse der Kriminalität ergebenden 
Schlußfolgerungen für die Erhöhung der Wirksamkeit der 
staatlichen Leitungstätigkeit und der Festigung der Verbin­
dung der Organe der Rechtspflege mit den Bürgern.

(2) Die Leiter der Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe 
und anderen Einrichtungen, die Vorstände der Genossen­
schaften, die Leitungen der gesellschaftlichen Organisationen 
und die Ausschüsse der Nationalen Front haben in ihrem 
Verantwortungsbereich die Organe der Strafrechtspflege bei 
der Aufklärung von Straftaten und ihrer Ursachen und Be­
dingungen zu unterstützen, ihren Ersuchen zur Beseitigung 
der festgestellten Ursachen und Bedingungen von Straftaten 
zu entsprechen und ihre Mitteilungen zu beachten.

§19
Maßnahmen zur Beseitigung von Ursachen 

und Bedingungen von Straftaten
(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungs­

organe haben alle geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung 
der Ursachen und Bedingungen von Straftaten zu veranlas­
sen. Sie sollen dazu den Leitern der anderen Staatsorgane, 
der Wirtschaftsorgane, der Betriebe und anderen Einrichtun­

gen, den Vorständen der Genossenschaften und Leitungen der 
gesellschaftlichen Organisationen und den Kollektiven Hin­
weise und Empfehlungen geben, damit diese die festgestell­
ten Ursachen und Bedingungen von Straftaten beseitigen und 
für die Festigung der Gesetzlichkeit, Disziplin und Ordnung 
in ihrem Verantwortungsbereich Sorge tragen.

(2) Das Gericht hat durch begründeten Beschluß Kritik zu 
üben, wenn es Gesetzesverletzungen durch andere Staats­
organe, Wirtschaftsorgane, Betriebe und andere Einrichtun­
gen, Genossenschaften oder gesellschaftliche Organisationen 
feststellt. Mit der Gerichtskritik ist auch die Beseitigung sol­
cher Umstände zu verlangen, die im Strafverfahren als Ur­
sachen oder Bedingungen für Straftaten festgestellt wurden. 
Eine Gerichtskritik ist nicht zu üben, wenn die Gesetzesver­
letzungen oder die festgestellten Ursachen oder Bedingungen 
der Straftat bereits beseitigt wurden oder der Staatsanwalt 
insoweit Protest eingelegt hat.

(3) Je eine Ausfertigung des Kritikbesefilusses ist dem kri­
tisierten und seinem übergeordneten Organ sowie dem zu­
ständigen Staatsanwalt zu übersenden. Das Organ, an dessen 
Tätigkeit Kritik geübt wurde, hat innerhalb von zwei Wo­
chen dazu Stellung zu nehmen.

(4) Nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen hat der 
Staatsanwalt bei Gesetzesverletzungen Protest (§ 38 Staats­
anwaltschaftsgesetz) einzulegen.

§20

Gerichtskritik an Organen der Rechtspflege
(1) Stellt das Gericht bei der Durchführung eines Straf­

verfahrens eine Gesetzesverletzung durch ein nachgeordnetes 
Gericht fest, ist es verpflichtet, durch begründeten Beschluß 
Kritik zu üben, soweit dieser Mangel nicht schon zur Auf­
hebung des Urteils führt. Eine Ausfertigung des Kritik­
beschlusses ist dem kritisierten Gericht zu übersenden.

(2) In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn das Gericht 
Gesetzesverletzungen durch den Staatsanwalt oder ein Unter­
suchungsorgan feststellt. Einer Gerichtskritik bedarf es nicht, 
wenn die Gesetzesverletzungen auf den Protest des Staatsan­
walts bereits beseitigt wurden.

(3) § 19 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

§21
Strafverfahren gegen Jugendliche

(1) Bei der Durchführung eines Strafverfahrens gegen Ju­
gendliche sind ihre entwicklungsbedingten Besonderheiten 
zu berücksichtigen.

(2) Strafverfahren gegen Jugendliche sind beschleunigt 
durchzuführen. Das Gericht, der Staatsanwalt und die Unter­
suchungsorgane haben mit den Organen der Jugendhilfe zu­
sammenzuarbeiten.

(3) Die Eltern und anderen Erziehungsberechtigten haben 
entsprechend ihrer Verantwortung für die Erziehung des 
Jugendlichen im Verfahren mitzuwirken. Weiterhin sollen die 
Schule, der Lehrbetrieb, die Jugendorganisation und andere 
gesellschaftliche Kräfte, die eine besondere Verantwortung 
für die Erziehung der Jugendlichen tragen, am Verfahren be­
teiligt werden.

Z w e i t e s  K a p i t e l
Allgemeine Bestimmungen 

für das Ermittlungsverfahren 
und das gerichtliche Verfahren

E r s t e r  A b s c h n i t t  
Beweisführung und Beweismittel

§22

Beweisführungspflicht
Alle zur Entscheidung über die strafrechtliche Verantwort­

lichkeit erforderlichen Tatsachen in belastender und entlasten-


